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Teilrevision Richt- und Nutzungsplanung Eglisau – Anhörung und öffentliche Auflage 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 24. Januar 2025 laden Sie die Planungsgruppe Zürcher Unterland (PZU) ein, 
sich zur Teilrevision der Richt- und Nutzungsplanung der Gemeinde Eglisau zu äussern. Die Ver-
nehmlassung dauert bis zum 25. März 2025. Der Vorstand der Planungsgruppe Zürcher Unterland 
hat das Geschäft an der Vorstandsitzung vom 18. März 2025 behandelt und äussert sich dazu wie 
folgt. 

Ausgangslage  

Richtplanung 

Die Gemeinde Eglisau verfügt über einen rechtskräftigen Verkehrsrichtplan aus dem Jahr 1987, 
revidiert im Jahr 1991. Dieser definiert die Netze für den motorisierten Verkehr sowie für den Fuss- 
und Veloverkehr. Seit der letztmaligen Teilrevision des Verkehrsplans haben sich sowohl die kom-
munalen Rahmenbedingungen (u.a. Umsetzung von Tempo-30-Zonen) als auch die kantonalen 
Vorgaben (u.a. Ablösung der Zugangsnormalien durch die Verkehrserschliessungsverordnung, 
Richtplan-Revisionen sowie neue strategische Vorgaben in Form von Gesamtverkehrskonzepten) 
verändert. Das im Jahr 2022 verabschiedete regionale Gesamtverkehrskonzept Zürcher Untertand 
plus formuliert zudem Handlungsanweisungen an die Gemeinden, die es in die kommunale Pla-
nung zu integrieren gilt. 

 

Nutzungsplanung 

Die Gemeinde Eglisau hat im Jahr 2015 letztmals die Nutzungsplanung revidiert. Seither gab es 
eine Teilrevision des Zonenplans «Steinboden und Schlafapfelbaum», welche im Jahr 2019 fest-
gesetzt wurde. Mit der am 1. März 2017 in Kraft getretenen Teilrevision des kantonalen Planungs- 
und Baugesetzes (PBG) wurden im Kanton Zürich die einheitlichen Baubegriffe und Messweisen 
der Interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) eingeführt. Die 
Gemeinden sind gemäss Übergangsbestimmungen gehalten, ihre Bau- und Zonenordnungen bis 
spätestens acht Jahre ab Inkrafttreten der Gesetzesänderung anzupassen. Zudem soll die BZO 
mit den für die Umsetzung des Mehrwertausgleichsgesetzes (MAG) und der dazugehörenden Ver-
ordnung (MAV) erforderlichen Bestimmungen ergänzt werden. Ebenso soll die am 1. Dezember 
2024 in Kraft getretene Teilrevision des PBG zur klimaangepassten Siedlungsentwicklung berück-
sichtigt werden. 
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Im Fokus dieser Teilrevision stehen daher die Aktualisierung der kommunalen Planungsinstru-
mente entsprechend den neuen gesetzlichen Grundlagen, die Abstimmung mit den übergeordne-
ten Vorgaben, sowie verschiedene Bereinigungen aufgrund der Erfahrungen aus dem Vollzug. 

Inhalt der Vorlage 

Richtplanung 

Die Revision der Richtplanung umfasst die Revision des Verkehrsrichtplans, welcher die folgenden 
Themen umfasst: 

– Öffentlicher Verkehr 

– Motorisierter Individualverkehr 

– Fuss- und Veloverkehr 

– Schifffahrt 

– Erholungsgebiete 

Zudem werden die weiteren Inhalte des Gesamtplans (Teilrichtpläne Siedlungsplan, Landschafts-
plan und Plan der öffentlichen Bauten und Anlagen) aus dem Jahr 1987 formell aufgehoben. 

 

Nutzungsplanung 

Die Revision der Nutzungsplanung umfasst folgende zentrale Themen, für die Region relevante 
Themen werden anschliessend genauer erläutert: 

– Einführung der einheitlichen Baubegriffe und Messweisen nach IVHB  

– Überprüfung des Kernzonenplans und Abgleich mit dem revidierten KOBI  

– Änderungen und Präzisierungen an einzelnen BZO-Artikeln aufgrund der Vollzugspraxis  

– Regelung des Mehrwertausgleichs gemäss den Vorgaben von MAG/MAV  

– Prüfung von Bestimmungen zur Verbesserung der Siedlungsdurchgrünung gemäss den 
Bestimmungen des revidierten PBG 

– Prüfung zusätzlicher Bestimmungen bezüglich der Naturgefahren  

– Integration der Verordnung zu den Fahrzeugabstellplätze in die BZO  

– Aktualisierung und Überprüfung der Kapazitätsberechnungen 

 

Im Rahmen der Überprüfung wurde eine für die Region Unterland relevante Umzonung durchge-
führt. Der nördliche Teil der Gewerbezone Ifang, in dem gemäss rechtskräftigem Zonenplan Woh-
nen zugelassen ist (punktierte Überlagerung, siehe Abbildung 1), wird in die Wohn- und 
Gewerbezone 3.0 umgezont. Es gilt weiterhin die Bestimmung, dass maximal 25 % des realisierten 
Bauvolumens zu Wohnzwecken genutzt werden darf (Art. 42 Abs. 3 nBZO). 
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Abbildung 1: Vergleich Zonenplan rechtskräftigt (links) und Zonenplan revidiert (rechts) 

Beurteilung aus Sicht der PZU 

Die PZU prüfte die Vorlage unter dem Blickwinkel der regionalen Sichtweise, insbesondere der 
Kompatibilität mit der anzustrebenden räumlichen Entwicklung der Region gemäss regionalem 
Raumordnungskonzept und regionalem Richtplan, welcher vom Regierungsrat am 23. Oktober 
2023 festgesetzt wurde (RRB Nr. 1213/2023). 

Ferner prüfte die PZU die Kompatibilität mit den Zielsetzungen und Massnahmen des regionalen 
Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland plus (rGVK PZU+). 

 

Allgemeine Würdigung 

Die PZU würdigt den Erarbeitungsprozess der Gemeinde Eglisau, welche einen parallelen Prozess 
zur Überprüfung und Revision der Richtplanung sowie der Nutzungsplanung gewählt hat. Dadurch 
kann die wichtige Abstimmung zwischen verschiedenen Themen gewährleistet werden. Zudem 
werden die Aufbereitung der Grundlagen und die beiden umfangreichen Vorlagen und insb. der 
Erläuterungsbericht nach Art. 47 RPV gewürdigt.  

 

Richtplanung 

1) Vorgaben aus dem regionalen Richtplan 

Die PZU begrüsst den gesamtrevidierten Verkehrsrichtplan. Aus Sicht der PZU werden durch des-
sen Festlegungen den übergeordneten Vorgaben aus dem regionalen Richtplan angemessen 
Rechnung getragen. Alle im regionalen Richtplan festgelegten Einträge zum Thema Verkehr ha-
ben Eingang in den Verkehrsrichtplan gefunden. 

Die Revision steht damit in keinem Konflikt zu den Festlegungen des regionalen Richtplans. 

 

2) Vorgaben aus dem rGVK PZU+ 

Ferner prüfte die PZU die Kompatibilität mit den Zielsetzungen und Massnahmen des regionalen 
Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland plus (rGVK PZU+). Darin wird die Gemeinde Eglisau 
angehalten, verschiedene Massnahmen umzusetzen. Allerdings lassen sich nicht alle diese Mas-
snahmen über den kommunalen Richtplan Verkehr umsetzen resp. darin verankern. Folgende 
Massnahmen lassen sich jedoch im kommunalen Richtplan Verkehr verankern und könnten bzw. 
müssten daher bereits in der vorliegenden Revision berücksichtigt sein: 
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GM01.3 

Gemäss rGVK PZU+ sind an öffentlichen Orten, welche potenziell viel Verkehr anziehen, Veloab-
stellplätze in genügender Anzahl sowie entsprechender Qualität anzubieten. Die Standorte sind 
im Kommunalen Richtplan Verkehr auszuweisen. Solche öffentlichen Orte sind beispiels-weise 
Verwaltungsgebäude, Sport- und Freizeitanlagen sowie Orts- und Quartierzentren. 

Aus Sicht der PZU kommt die vorliegende Fassung des kommunalen Verkehrsrichtplans dieser 
Vorgabe nicht genügend nach. Er bezeichnet zwar zwei wichtige Veloabstellanlagen (am Bahnhof 
Eglisau und Viehmarkt), jedoch wird nicht erläutert, weshalb diese Standorte gewählt wurden resp. 
weshalb keine weiteren Standorte (z.B. bei Schulhäusern) festgelegt wurden. Die PZU weist da-
her darauf hin, dass zur besseren Nachvollziehbarkeit die Überlegungen und Begründun-
gen zur Wahl dieser zwei Standorten im Erläuterungsbericht dargelegt werden sollten. 

 

GM02.2 

Gemäss rGVK PZU+ sind die bestehenden Tempo-30-Zonen und Begegnungszonen zu erhalten 
resp. Erweiterungen zu prüfen. Im Verkehrskonzept 2002 der Gemeinde Eglisau wurde als Haupt-
anliegen festgehalten, dass eine Tempo-30-Zonensignalisation in allen Eglisauer Wohnquartieren 
angestrebt wird. Gemäss Erläuterungsbericht sind die darin aufgezeigten Massnahmenbereiche 
zwischenzeitlich grossmehrheitlich umgesetzt worden. Darauf aufbauend legt der Verkehrsricht-
plan verkehrsberuhigte Quartiere fest. Diese Festlegung bedeutet, dass geeignete Verkehrsberu-
higungsmassnahmen vorzusehen sind, wobei Tempo-30-Zonen-Signalisationen mit baulichen 
Anpassungen nur eine von mehreren möglichen Massnahmen bilden. 

Aus Sicht der PZU wird mit der Festlegung der verkehrsberuhigten Quartiere der Massnahme 
GM02.2 angemessen Rechnung getragen.  

 

GM03.3 

Gemäss der Massnahme ist an Bahnhöfen die Anzahl der Veloabstellplätze unter Berücksichti-
gung der regionalen Nachfrage zu bestimmen sowie der entsprechende Raumbedarf zu sichern 
und Veloabstellanlagen gemäss den Qualitätsanforderungen im Merkblatt der Koordinationsstelle 
Veloverkehr zu erstellen. Bis im Jahr 2030 muss die regionale Nachfrage durch die Gemeinde 
erstmalig eruiert werden.  

Gemäss den Ausführungen unter Massnahme GM01.3 wird der Raumbedarf an den Bahnhöfen 
grundsätzlich gesichert. Allerdings macht der Verkehrsplan weder Aussagen zur Anzahl der be-
stehenden und geplanten Veloabstellplätze noch zur regionalen Nachfrage.  

Eine Umsetzung gemäss rGVK PZU+ ist erst bis 2030 vorgesehen. Die PZU weist daher darauf 
hin, dass bis im Jahr 2030 der regionale Bedarf geprüft werden und ggfs. neuer Raumbedarf 
gesichert werden muss. 

 

MIV01.1 

Aus Sicht der PZU berücksichtigt die vorliegende Revision des Verkehrsrichtplan, namentlich die 
von der Gemeinde Eglisau formulierten verkehrspolitischen Ziele, die Massnahme MIV01.1. 

 

Nutzungsplanung 

Das Städtli in Eglisau wie auch weitere Kernzonengebiete der Gemeinde sind als Objekte von 
nationaler Bedeutung im Inventar der schützenswerten Ortsbilder (ISOS) eingetragen. Auch der 
kantonale und regionale Richtplan definieren insb. das Städtli als schutzwürdige Ortsbilder von 



 

Regionalplaner:  
EBP, Rebekka Weidmann und Oliver Vögeli 
www.ebp.ch, Tel. +41 44 395 16 16, rebekka weidmann@ebp.ch, oliver.voegeli@ebp.ch  

überkommunaler Bedeutung. Aus Sicht der PZU wird dem schutzwürdigen Ortsbild mit dem über-
arbeiteten Kernzonenplan sowie den überarbeiteten Vorschriften in der Bauordnung Rechnung 
getragen. Die Gemeinde sichert dadurch die ortsbaulichen und schützenswerten Qualitäten und 
ermöglicht gleichzeitig eine massvolle Weiterentwicklung des Kernzonengebietes. Zudem wird ne-
ben dem Erhalt der Siedlungsstruktur mit dem angepassten Art. 6 Gestaltung, Einordnung und 
dem neuen Art. 10 Umgebungsgestaltung auch der Erhalt der Aussenraumstruktur ermöglicht. Die 
PZU begrüsst die Anpassungen in der BZO und dem Kernzonenplan diesbezüglich. 

Die PZU begrüsst die neuen Vorgaben zur Begrünung sowie, zum Schutz und Förderung von 
Bäumen. Solche Bestimmungen leisten einen wichtigen Beitrag zur Förderung der Siedlungsöko-
logie und der Biodiversität sowie zur Verminderung der Hitzebelastung. Einerseits tragen die neu 
eingeführten Grünflächenziffern (GFZ) in den Wohnzonen (40%), in den Wohn- und Gewerbezo-
nen (20-30%) und speziell in der Industrie- und Gewerbezone (10%) einen grossen Teil zu dieser 
Zielsetzung bei. Insbesondere anerkennt die PZU dabei die Spezialfallregelung für zusätzliche 
Begrünungsmassnahmen, falls durch die GFZ in der Industrie- und Gewerbezone eine ordentliche 
Grundstücksnutzung erschwert wird. Andererseits wird durch der neue Art. 78 eine standortge-
rechte Begrünung ermöglicht und mittel- bis grosskronige Bäume geschützt. Auch der Art. 10 Um-
gebungsgestaltung in der Kernzone sichert die bestehende Begrünung und schützt Bäume und 
Baumgruppen. Dies begrüsst die PZU. 

Die PZU unterstützt die Einführung der Möglichkeiten zur Verringerung der Fahrzeugabstellplätze 
in Abhängigkeit zur ÖV-Güteklasse oder zur Erstellung eines Mobilitätskonzept mittel Art. 66 Abs. 
3 und 4. Parkierungsanlagen (Lage, Anzahl) innerhalb wie auch ausserhalb der Bauzonen beein-
flussen die Mobilitätswahl und damit den Modalsplit, sie prägen zudem das Erscheinungsbild eines 
Ortes. Deshalb sind die Lage wie auch die Anzahl der Parkplätze sorgfältig festzulegen. Gemäss 
den Zielen im regionalen Richtplan Kap. 4.5 hat die Dimensionierung und Bewirtschaftung der 
Parkplatzanlagen müssen auf Basis der ÖV-Erschliessung, der Strassenkapazitäten und der er-
warteten Nutzung der Anlage zu erfolgen. Eine solche Abstimmung wird durch diese neuen Best-
immungen ermöglicht. 

Berichterstattung Arbeitszonenbewirtschaftung 

Die Umzonung der Gewerbezone G in die Wohn- und Gewerbezone WG3.0 würde gemäss Merk-
blatt des Kantons Zürich eine Berichterstattung der Region zur Arbeitszonenbewirtschaftung aus-
lösen. Im vorliegenden Fall entspricht die aktuell gültige Nutzungsvorgabe mit einem zulässigen 
Wohnanteil von 25% nicht den gesetzlichen Vorgaben. Die Umzonung in eine Mischzone kommt 
lediglich einer Bereinigung dieses Zustandes gleich. Auf eine Berichterstattung wird daher verzich-
tet. 

Abschliessende Bemerkung 

Aus Sicht der PZU steht die Teilrevision der Richt- und Nutzungsplanung der Gemeinde Eglisau 
in keinem Widerspruch zu den Festlegungen des regionalen Richtplans. Die PZU nimmt die Vor-
lage daher zustimmend zur Kenntnis und stellt keine Anträge. 

Die PZU bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme und wünscht viel Erfolg bei der Wei-
terbearbeitung der Revision. 
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Freundliche Grüsse 

PLANUNGSGRUPPE ZÜRCHER UNTERLAND 

Die Präsidentin:                      Der Sekretär: 

 

 

 

 Rebekka Bernhardsgrütter Lucas Müller 


